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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Russe, Dr. Müller-Hermann, Dr. Kraske, Rawe, Springorum, 
Zeyer, Ey, Breidbach, Müller (Remscheid) und der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Verwirklichung des 6000-MW-Programms für steinkohlengefeuerte Kraftwerke 


Am 7. Juli 1976 erging das Urteil des Oberverwaltungsgerichtes 
Münster, das den durch Urteil des Verwaltungsgerichtes Düssel- 
dorf vom 15. September 1975 verhängten Baustopp für die Er- 
weiterung des Steinkohlenkraftwerks Voerde/Niederrhein von 
700 MW auf 2100 MW bestätigte. 

Neue Steinkohlenkraftwerke im Umfang von mindstens 6000 
MW bis zum Jahre 1980 sind unerläßlich, wenn der im fort- 
geschriebenen Energieprogramm der Bundesregierung (dort 
Ziffer 52) vorgesehene Versorgungsbeitrag der heimischen 
Steinkohle gehalten werden soll. Die Bundesregierung hat ihr 
fortgeschriebenes Energieprogramm noch in den letzten Mona- 
ten bekräftigt. 

Hinsichtlich des zukünftigen Versorgungsbeitrages der Stein- 
kohle muß auch die bereits bestehende Überalterung bei einer 
Reihe von Steinkohlenkraftwerken sachbedingt berücksichtigt 
werden. In ihrer Antwort (Drucksache 7/5487) auf die aus unse- 
rer Fraktion eingebrachte Kleine Anfrage betr. brennstofftech- 
nische Auslegung sowie Altersstruktur der Kraftwerke (Druck- 
sache 7/5371) mußte die Bundesregierung diesbezüglich einräu- 
men, daß ihr detaillierte Unterlagen über die Altersstruktur der 
fossil gefeuerten Kraftwerke auch heute nicht vorliegen. Indes- 
sen hätte die notwendige Überprüfung der Energiepolitik und 
der dazugehörigen Beurteilungs- und Entscheidungsgrundlagen 
nach der Ölkrise im Jahre 1973 die Erstellung gerade auch die- 
ses Zahlenmaterials nahegelegt. 

Die Bundesregierung hat die Realisierung des 6000-MW-Pro- 
gramms wiederholt optimistisch beurteilt, so 

— in ihrer Antwort (Drucksache 7/3483) auf die Kleine Anfrage 
aus unserer Fraktion (Drucksache 7/3402) betr. Verzögerung 
beim Bau von Kohlenkraftwerken; 

— durch die diesbezügliche Erklärung von Bundeswirtschafts- 
minister Dr. Friderichs in der Energiedebatte des Deutschen 
Bundestages am 24. April 1975 (Stenographischer Bericht der 
167. Sitzung, dort S. 11658/59); 

— in ihrer Antwort (Drucksache 7/3863) auf die Kleine Anfrage 
aus unserer Fraktion (Drucksache 7/3806) betr. drohende 
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Stillegung und Arbeitslosigkeit im Steinkohlenrevier Ibben- 
büren. 

Es steht in Frage, ob die Bundesregierung entsprechende 
Schritte zur Realisierung des 6000-MW-Programnis unternom- 
men hat, zumal 

— bei Kraftwerkskohle besonders im Jahre 1975 ein starker 
Absatzrückgang zu verzeichnen war; 

— Standort- und Bauentscheidungen durch das Urteil des Ver- 
waltungsgerichts Düsseldorf vom 15. September 1975 in 
Zweifel gezogen werden mußten; 

— bereits im ersten Halbjahr 1975 erhebliche Verzögerungen 
im Kernkraftwerksbauprogramm (nach dem fortgeschriebe- 
nen Energieprogramm sind für 1980 bereits 20 000 MW, für 
das Jahr 1985 sogar 45 000 bis 50 000 MW Kernkraftwerks- 
leistung vorgesehen) offenkundig geworden waren. 

Die bekanntermaßen langen Bauzeiten und der mit besserer 
Konjunkturlage zu erwartende höhere Stromverbrauch hätten 
zu einer weitgehenden Verwirklichung des 6000-MW-Pro- 
gramms durch eine voraus schauende Energiepolitik unabhängig 
von der Konjunktur läge Anlaß sein müssen. 

Die Unternehmen des deutschen Steinkohlenbergbaus haben im 
Oktober 1975 den bemerkenswerten Vorschlag abgegeben, daß 
sie die im Rahmen des 6000-MW-Programms noch fehlenden 
Kraftwerke erforderlichenfalls selbst bauen wollen, wenn ent- 
sprechende Strombezugsverträge abgeschlossen werden können. 
Die nunmehr in Sachen des Kraftwerks Voerde in zwei Instan- 
zen ergangenen Urteile legen die Annahme nahe, daß die vor- 
handenen Konflikte zwischen der Energieversorgung und der 
Umweltvorsorge im Bundesimmissionsschutzgesetz nicht unver- 
züglich ausgeräumt werden können. Folgenschwere Auswir- 
kungen über die behinderte Errichtung neuer Steinkohlenkraft- 
werke hinaus sind zu befürchten. 

Im dritten Jahr nach der Ölkrise erscheint der Versorgungsbei- 
trag der heimischen Steinkohle wegen der Verzögerungen und 
Rückschläge beim 6000-MW-Programm und nach zu späten An- 
schlußregelungen beim Verstromungsgesetz mehr denn je in 
Frage gestellt. 

Wir fragen daher die Bundesregierung - dies auch in Anknüp- 
fung an unsere speziellen Ausführungen zum 6000-MW-Pro- 
gramm in der Energiedebatte des Deutschen Bundestages am 
22. Januar 1976 (Stenographischer Bericht der 215. Sitzung, dort 
S. 14845): 

1. Ist die Bundesregierung bereit, 

— zur langfristigen Sicherung der Energieversorgung, 

— zur Erhaltung der Arbeitsplätze im deutschen Steinkoh- 
lenbergbau sowie in zuliefernden Wirtschaftszweigen 

an ihrem 6000-MW-Programm gemäß Ziffer 52 des fort- 
geschriebenen Energieprogramms nach wie vor festzu- 
halten? 
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2. Welche überzeugenden Schritte will die Bundesregierung 
unternehmen, um dem 6000-MW-Programm für Steinkoh- 
lenkraftwerke, wie von ihr vorgesehen, bis zum Jahre 1980 
noch zur Verwirklichung zu verhelfen? Oder hat die Bun- 
desregierung dieses Programm inzwischen aufgegeben? 
Wenn ja, warum hat die Bundesregierung dazu noch keine 
Erklärung abgegeben? 

3. Teilt die Bundesregierung aufgrund der jetzt ergangenen 
Rechtssprechung die Auffassung, daß die Lösiing von Kon- 
flikten zwischen der Energieversorgung und der Umwelt- 
vorsorge im Bundesimmissionsschutzgesetz nur unzuläng- 
lich geregelt worden ist? 

4. Welche politischen Folgerungen zieht die Bundesregierung 
aus der Tatsache, daß der Technischen Anleitung Luft durch 
das Oberverwaltungsgericht Münster nur die Rechtsqualität 
einer zwar die Genehmigungsbehörden, nicht aber die Ge- 
richte bindenden „allgemeinen Verwaltungsvorschrift" zu- 
gesprochen worden ist? 

5. Welche Verhandlungen hat die Bundesregierung seit 1974 
mit den Elektrizitäts-Versorgungsunternehmen zur Ver- 
wirklichung des 6000-MW-Programms im einzelnen ge- 
führt? Welche Ergebnisse hatten diese? 

6. Wie beurteilt die Bundesregierung 

— die Ausführungen des Vorsitzenden der Vereinigung 
Deutscher Elektrizitätswerke hinsichtlich des Baues 
neuer Steinkohlenkraftwerke auf der Mitgliederver- 
sammlung der VDEW in Frankfurt a. M. am 15. Juni 
1976, 

— die Pressemitteilung der VDEW vom 9. Juli 1976 als 
Erwiderung auf eine Erklärung der Großkesselhersteller 
einige Tage zuvor betreffend neue Steinkohlenkraft- 
werke, und welche Folgerungen zieht die Bundesregie- 
rung daraus? 

7. Wird nach Ansicht der Bundesregierung das Kernkraft- 
werksbauprogramm bis zum Jahre 1980 bzw. 1985 noch er- 
reicht werden? Wenn nein, m welchem konkreten Umfange 
rechnet die Bundesregierung hier nunmehr mit Zubaulücken 
bzw. Verzögerungen, und aus welchen Gründen hat die 
Bundesregierung dazu noch keine Erklärung abgegeben? 

8. Haben die Elektrizitätsversorgungsunternehmen nach 
Kenntnis der Bundesregierung inzwischen Änderungen 
ihrer Kraftwerksplanungen (Kernkraftwerke und fossil ge- 
feuerte Kraftwerke) vorgenommen? Welche Einzelheiten 
sind der Bundesregierung darüber bekannt? 

9. Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung heute hin- 
sichtlich der Stromerzeugungskosten auf Basis von Kern- 
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energie und von Steinkohle und deren absehbarer weiterer 
Entwicklung, besonders hinsichtlich der zukünftigen Kon- 
kurrenzsituation dieser beiden Primärenergien im Mittel- 
last-Bereich? 

10. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Gefahr 
von Versorgungsengpässen in den kommenden Jahren 
durch die Rückschläge bzw. Verzögerungen sowohl beim 
Kernkraftwerksbauprogramm als auch beim 6000-MW-Pro- 
gramm für Steinkohlenkraftwerke nicht mehr auszuschlie- 
ßen ist? 

11. Räumt die Bundesregierung ein, daß sie nach der von ihr 
im Zusammenhang mit dem 6000-MW-Programm bislang 
geübten Zurückhaltung spätestens jetzt abrücken und nun- 
mehr unverzüglich neue Schritte zur weitgehenden Ver- 
wirklichung dieses Programms unternehmen muß? 

12. Ist die Bundesregierung bereit, die Errichtung von Stein- 
kohlenkraftwerken auch mit bisher nicht vorgesehenen 
Maßnahmen zu unterstützen bzw. zu beschleunigen? 

13. Hat die Bundesregierung die seitens des Steinkohlenberg- 
baus im Oktober 1975 erklärte Bereitschaft, noch fehlende 
Kraftwerke erforderlichenfalls selbst zu bauen, näher auf- 
gegriffen? Mit welchen Seiten wurden Verhandlungen ge- 
führt? Welche Probleme waren dabei zu behandeln? Falls 
solche Verhandlungen bisher nicht geführt wurden: Ist die 
Bundesregierung spätestens jetzt bereit, den Stromabsatz 
für neue Steinkohlenkraftwerke der Bergbauunternehmen 

— die bekanntlich nicht in ein eigenes Versorgungsnetz lie- 
fern können - durch geeignete Schritte zu sichern? 

14. Ist die Bundesregierung bereit, den Bau steinkohlen- 
gefeuerter Großheizkraftwerke in der Nähe von Verdich- 
tungsgebieten in besonderer Weise zu fördern und die dazu 
erforderlichen Voraussetzungen zu schaffen? 

15. Ist die Bundesregierung nach den für die Steinkohlenver- 
stromung eingetretenen Rückschlägen spätestens jetzt be- 
reit, unverzüglich und in einer beschleunigten Abwicklung 
durch die zuständigen Stellen oder durch unverzüglich zu 
vergebende und kurzfristig terminierte Gutachten umfas- 
sendes Zahlenmaterial über 

— die Altersstruktur der fossil gefeuerten Kraftwerke und 
über 

— die brennstofftechnische Auslegung der Kraftwerke 

in allen erforderlichem Einzelheiten entsprechend unserer 
Kleinen Anfrage (Drucksache 7/5371) erstellen zu lassen? 

16. Sieht die Bundesregierung den in Ziffer 52 des fortgeschrie- 
benen Energieprogramms vorgesehenen jahresdurchschnitt- 
lichen Versorgungsbeitrag der Steinkohle zur Stromerzeu- 
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gung in Höhe von 33 Mio t bis zum Jahre 1980 noch 
als gewährleistet an? Wenn ja: Wie soll das konkret ge- 
schehen? Wenn nein: Warum hat die Bundesregierung hier- 
zu noch keine Erklärung abgegeben? 


Bonn, den 13. Juli 1976 


Russe 

Dr. Müller-Hermann 
Dr. Kraske 
Rawe 

Springorum 

Zeyer 

Ey 

Breidbach 
Müller (Remscheid) 

Carstens, Stücklen und Fraktion 
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